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Wer hat, dem wird gegeben
Vom neuen Elterngeld profitieren vor allem die Besserverdienenden

Von Christine Wimbauer, Annette Henninger und Rosine Dombrowski

In der deutschen Familienpolitik stehen alle Zeichen auf Reform. Weil in
Deutschland jede Frau im Schnitt nur 1,4 Kinder zur Welt bringt, hat sich Fa-
milienministerin Ursula von der Leyen seit ihrem Amtsantritt 2005 auf die
Fahnen geschrieben, die Geburtenzahlen in Deutschland zu erh�hen – unter
Slogans wie „Deutschland braucht mehr Kinder“ oder „Familie bringt Ge-
winn!“ Ein Instrument aus dem Reformbaukasten der Großen Koalition ist
das zum 1. Januar 2007 eingef�hrte Elterngeld. Welche Ziele verfolgt die Po-
litik mit der Reform? Ein wichtiger Aspekt der �ffentlichen Diskussion ist die
Frage der Gerechtigkeit. Ist das Elterngeld gerecht?

Viele sozialstaatliche Regelungen in Deutschland basieren noch auf dem Leit-
bild des Familienern�hrers: Der Mann verdient das Familieneinkommen, die
Frau k�mmert sich um Haushalt und Kinder. Da Kinderbetreuung als �ber-
wiegend private, weibliche Aufgabe gilt, sind M�tter nur begrenzt in den Ar-
beitsmarkt eingebunden. Dies bedingt ihre Schlechterstellung im deutschen
Sozialversicherungssystem, das auf Erwerbsarbeit fußt, und oft ihre Ab-
h�ngigkeit von einem m�nnlichen Ern�hrer. Gerade die Geburt von Kindern
f�hrt h�ufig dazu, dass M�tter ihre Erwerbst�tigkeit unterbrechen. Der deut-
schen Familienpolitik wurde denn auch noch vor wenigen Jahren nicht nur
von der Geschlechterforschung ein erheblicher Modernisierungsr�ckstand
bescheinigt.

Das neue Elterngeld tritt nun durchaus mit dem Anspruch einer solchen Mo-
dernisierung an, werden doch damit folgende Ziele verfolgt: Sozialpolitisch
soll eine eigenst�ndige Existenzsicherung von M�ttern bzw. Eltern unabh�n-
gig von Leistungen des Wohlfahrtsstaats erreicht werden. Mit Blick auf Ge-
schlechtergleichheit soll die Reform die Erwerbst�tigkeit von M�ttern und
gleichzeitig die Beteiligung von V�tern an der Betreuungsarbeit f�rdern. Eine
dritte, demographisch motivierte Zielsetzung – die Erh�hung der Ge-
burtenrate – wurde zwar nicht im Gesetz, aber in der Diskussion im Bundes-
tag und in vorhergehenden Gutachten thematisiert.

Wie steht es nun um die Einl�sung dieser Ziele? Zun�chst zur Existenz-
sicherung von M�ttern bzw. Eltern: W�hrend das alte Erziehungsgeld prim�r
dem Ausgleich sozialer Ungleichheiten durch die Unterst�tzung bed�rftiger
Eltern diente, tritt dieses Prinzip beim Elterngeld zur�ck; es ist nicht als So-
zialleistung konzipiert. Seine H�he bemisst sich vielmehr am vorherigen Ein-
kommen des betreuenden Elternteils (siehe Kasten). Damit werden „die not-
wendigen Abstandsgebote zum Erwerbseinkommen eingehalten und positive
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Zusammenfassung

Das 2007 eingef�hrte Elterngeld ist
vor allem attraktiv f�r Gut- und
Besserverdienende. Verlierer sind
Eltern mit kleinen Einkommen. Sie
bekommen bei der Geburt eines
Kindes heute weniger Geld vom
Staat als zu Zeiten des alten Erzie-
hungsgeldes. Das Elterngeld steht
damit auch f�r einen Paradigmen-
wechsel in der Familienpolitik:
Nicht mehr die Bed�rftigkeit ent-
scheidet �ber staatliche Zu-
wendungen, sondern die bisher er-
brachte Leistung auf dem Arbeits-
markt.

Das Elterngeld hat das alte Erziehungsgeld abgel�st. Umgestellt wurde damit von einer Transfer- auf eine
Lohnersatzleistung. Der betreuende Elternteil erh�lt 67 Prozent des durchschnittlichen monatlichen Net-
toeinkommens in den zw�lf Monaten vor der Geburt. Zudem wurde der Kreis der Anspruchsberechtigten
erheblich ausgeweitet: Angerechnet werden nun individuelle Nettoeinkommen bis maximal 2.700 Euro
monatlich, der H�chstbetrag des Elterngeldes liegt bei 1.800 Euro. Wer in den zw�lf Monaten vor der
Geburt keiner Erwerbst�tigkeit nachgegangen ist, erh�lt 300 Euro. Alleinerziehende k�nnen 14 Monate
lang Elterngeld beziehen; bei Elternpaaren wird die maximale Bezugsdauer f�r einen Elternteil auf zw�lf
Monate begrenzt, zwei zus�tzliche Partnermonate stehen dem jeweils anderen Elternteil zu. F�r Gering-
verdiener mit einem Einkommen unter 1.000 Euro wird das Elterngeld aufgestockt; die dem Erziehungs-
geld entsprechende Gesamtsumme von 7.200 Euro in zw�lf Monaten wird aber erst ab einem Nettoein-
kommen von etwa 760 Euro erreicht.
Beim alten, maximal zwei Jahre lang gezahlten Elterngeld war das Haushaltseinkommen die Berech-
nungsgrundlage. Die Einkommensh�chstgrenze von Paaren lag bei 30.000 Euro; wurde diese �berschrit-
ten, entfiel das Erziehungsgeld in den ersten sechs Lebensmonaten des Kindes. Ab dem siebten Monat
lag die Einkommensgrenze bei 16.500 Euro.



Anreize zu Erwerbsarbeit gesetzt“, wie es das
Bundesfamilienministerium formulierte.

Vom Elterngeld profitieren vor allem erwerbst�tige
Eltern mit mittleren und h�heren Einkommen, die
bisher nicht anspruchsberechtigt waren, nun aber
bis zu 1.800 Euro pro Monat erhalten. Eltern ohne
oder mit niedrigem Einkommen – h�ufig Gering-
qualifizierte – stellen etwa zwei Drittel der Eltern-
geldbezieher. Sie sind die Verlierer der Reform, da
sie durch die Verk�rzung der Bezugsdauer von bis-
her 24 auf 12 (maximal 14 Monate) in der Summe
weniger Geld erhalten. Mit der Verk�rzung der Be-
zugsdauer wird zwar der Anreiz – bei Eltern mit
geringeren Einkommen der Zwang –, m�glichst
schnell wieder erwerbst�tig zu sein, erh�ht. Es wer-
den aber auch die Wahlm�glichkeiten in der Fami-
lienphase eingeschr�nkt.

Deutlich wird zudem, dass sich das Elterngeld in
eine „aktivierende Arbeitsmarktpolitik“ einf�gt
und – entsprechend dem „adult worker“-Modell
von Jane Lewis – auf eine rasche Integration aller
Erwerbsf�higen, auch von M�ttern kleiner Kin-
der, in den Arbeitsmarkt zielt. Damit steht das neue Elterngeld f�r einen Para-
digmenwechsel in der Familienpolitik. Durch das Abstandsgebot zum Er-
werbseinkommen und den Verweis auf das F�rsorgesystem vor allem f�r ge-
ringverdienende Eltern enth�lt dieser Wandel aber auch Elemente von
„workfare“ – einer Sozialf�rsorge, die mit der Pflicht zur Arbeit verbunden
ist.

Problematisch an dieser angestrebten aktiven Integration aller Erwerbsf�higen
in den Arbeitsmarkt sind aber ungleich verteilte M�glichkeiten hierzu, denn es
mangelt an Arbeitspl�tzen vor allem f�r Geringqualifizierte. Angesichts oft fa-
milienunfreundlicher Arbeitsbedingungen und fehlender Kinderbetreuung las-
sen sich Erwerbsarbeit und Kleinkindbetreuung h�ufig nicht oder nur schwer
vereinbaren. Das Ziel der wirtschaftlichen Existenzsicherung wird damit vor al-
lem f�r die Gut- und Besserverdienenden erreicht. Hier zeichnet sich also eine –
durchaus gewollte – sozial differenzierendeWirkung ab.

Das zweite Ziel – mehr Geschlechtergerechtigkeit – soll durch die Erh�hung der
Erwerbst�tigkeit von M�ttern und eine gr�ßere Betreuungsbeteiligung von V�-
tern erreicht werden. Damit scheint das Fraser’sche Modell der „universellen
Betreuungsarbeit“ angestrebt zu werden, nach dem M�nner und Frauen sich
gleichermaßen an der (Kinder-)Betreuung wie an der Erwerbsarbeit beteiligen.
Eine Analyse von Daten des Statistischen Bundesamtes (2008) ergibt zun�chst
eine Steigerung des Anteils von V�tern beim Elterngeldbezug auf 10,5 Prozent;
nach Angaben des Bundesfamilienministeriums haben in den Jahren zuvor 3,3
Prozent der V�ter Elternzeit genommen. Der Anstieg ist aber vor allem auf die
Nutzung der beiden zus�tzlichen Partnermonate zur�ckzuf�hren. Von den V�-
tern, die Elterngeld beziehen, nehmen 60 Prozent zwei Monate, aber nur 17
Prozent zw�lf Monate. Anders gesagt: Nur zwei Prozent aller Eltern im Eltern-
geldbezug sind V�ter, die eine Auszeit von zw�lf Monaten nehmen (M�tter: 78
Prozent). Die Einf�hrung von zwei Partnermonaten ist zwar ein erster Schritt zu
mehr Geschlechtergerechtigkeit. Aber der Verzicht auf eine parit�tische Auftei-
lung der Partnermonate zeigt, dass die Große Koalition das Ziel, mehr V�ter f�r
die Betreuungsarbeit zu gewinnen, nur halbherzig verfolgt.

Deutlich konsequenter strebt die Regierung die Steigerung der Erwerbst�tig-
keit von M�ttern an. Die dieser Politik zugrunde liegende Gleichheitsidee be-
steht aber nicht in einer Gleichwertigkeit und Gleichverteilung von Erwerbs-
und Sorgearbeit zwischen M�nnern und Frauen, sondern l�sst sich als Anglei-
chung weiblicher an m�nnliche Lebensl�ufe charakterisieren. Der Bezugs-
punkt f�r Geschlechtergleichheit wie f�r gesellschaftliche Teilhabe wird da-
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mit zunehmend die Erwerbsarbeit. Gleichzeitig �ndert sich aber – nicht nur
wegen des Mangels an Betreuungsinfrastruktur – nur wenig an der Haupt-
zust�ndigkeit von Frauen f�r Sorge- und Betreuungsarbeit.

Ob das dritte Ziel, die Geburtenrate zu steigern, erreicht wird, ist offen. Der-
zeit sind noch keine gesicherten Zahlen verf�gbar. Generell ist fraglich, ob
sich die Entscheidung f�r Kinder allein durch finanzielle Anreize beeinflussen
l�sst. Offenkundig ist allerdings, dass sich die H�he des Elterngeldes f�r ver-
schiedene Gruppen unterscheidet und es f�r Frauen mit h�herem Einkommen
und damit meist h�herer Qualifikation am attraktivsten ist.

Damit ermutigt das Elterngeld vor allem hochqualifizierte Frauen, sowohl er-
werbst�tig zu sein als auch Kinder zu kriegen. Weniger qualifizierte Frauen
werden zwar ebenfalls zum Arbeitengehen aktiviert, um unabh�ngig von so-
zialstaatlichen Leistungen zu sein. Bei der Geburt eines Kindes werden sie
dann aber finanziell schlechter gestellt. Neben die Differenzierung zwischen
w�rdigen (erwerbst�tigen) und unw�rdigen Armen tritt also m�glicherweise
k�nftig die Unterscheidung zwischen geb�rw�rdigen und nicht ge-
b�rw�rdigen M�ttern. Vor dem Hintergrund der Debatte �ber die Konkur-
renzf�higkeit des Standorts Deutschland in der globalen Wissens�konomie
bietet die neue Familienpolitik damit eher Chancen f�r eine – in den Worten
von Anuscheh Farahat und anderen – „exklusive Emanzipation“ hoch-
qualifizierter Frauen: Deren wertvolles Humankapital soll sowohl f�r den Ar-
beitsmarkt als auch f�r die Reproduktion der qualifizierten Arbeitskr�fte von
morgen st�rker genutzt werden. Dagegen werden Geringqualifizierte und Ge-
ringverdiener benachteiligt.

Mit diesem Paradigmenwechsel in der Familienpolitik geht auch eine spezifi-
sche Gerechtigkeitsvorstellung einher: eine Abkehr vom Prinzip der Bed�rfnis-
gerechtigkeit, nach der gerade die Kinder weniger gebildeter und finanziell
schlechter gestellter Eltern besonderer F�rderung bed�rften. Auch das Prinzip
absoluter Gleichheit, nach der jedes Kind gleich viel (Geld) wert ist, wird nicht
verfolgt. Vielmehr l�sst sich eine Umkehr der bisherigen Umverteilung von oben
nach unten feststellen, mehr noch: Die Orientierung erfolgt nun am Prinzip der
„Leistungsgerechtigkeit“, deren Referenz die Leistung auf dem Arbeitsmarkt
ist. Angesichts dieser „exklusiven Emanzipation“ hochqualifizierter Frauen im
Namen des Standortwettbewerbs stellt sich die Frage, ob sich die Familien-
politik als Advokatin von (Geschlechter-)Gleichheit der �konomie bedient –
oder sich umgekehrt zurMagd desMarktes macht.
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Summary

Parental benefit

The new parental benefit („Eltern-
geld“), introduced by the German
federal government in 2007, is pri-
marily attractive for parents with a
high income. Low-income parents
actually lose out overall. They re-
ceive less from the state when a
baby is born, compared to the sum
from the old parental allowance
(„Erziehungsgeld“). The introduc-
tion of the new parental benefit
marks a paradigm shift in federal
family policy: the decisive factor for
the level of state support is not the
need but rather the previous in-
come.




